Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 1187 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP 


betr. Behandlung von Vorlagen gemäß Artikel 2 
und 3 des Gesetzes zu den Verträgen zur Grün- 
dung der EWG und EURATOM 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Abweidiung von der Geschäftsordnung wird folgendes 
Verfahren festgelegt: 

1. Vorlagen der Bundesregierung zur Unterrichtung des Bun- 
destages gemäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25 . März 1957 zur Gründung der Europäisdien Wirt- 
sdiaftsgeiueinsdiaft und der IZuropäisdien Atomgomeinschaft 
vom 27. Juli 1957 {BGBl. II S. 753) werden 

a) soweit es sich um Vorlagen gemäß Artikel 2 Satz 1 (lau- 
fende Unterrichtung) handelt, unmittelbar durch den Prä- 
sidenten -im Benehmen mit dem Ältestenrat an die zu- 
ständigen Ausschüsse überwiesen. Der federführende 
Ausschuß kann dem Bundestag Bericht erstatten. Das 
gleiche gilt, wenn mündliche Unterrichtung durch die 
Bundesregierung im Ausschuß erfolgt ist. Auf Verlangen 
des Bundestages muß der federführende Ausschuß Beridit 
erstatten; 

b) soweit es sich um Vorlagen gemäß Artikel 2 Satz 2 (Un- 
terrichtung vor Beschlußfassung des Rates) handelt, un- 
mittelbar durch den Präsidenten im Benehmen mit dem 
Ältestenrat an die zuständigen Ausschüsse überwiesen. 
Der federführende Ausschuß hat dem Bundestag einen 
Bericht zu erstatten. Der Präsident wird ermächtigt, die 
Frist für die Vorlage des Berichts zu bestimmen. 

2. Dringende Zollvorlagen der Bundesregierung nach Artikel 3 
des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zu Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft werden nach § 96a GO be- 
handelt. Der Präsident wird ermächtigt, die in §96a GO 
gesetzten Fristen zu verkürzen. 


Druck: Budidrudcerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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IL Folgendem Entschließungsantrag wird zugestimmt; 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, 

Vorlagen nach Artikel 2 Satz 2 und Artikel 3 des Gesetzes 
zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft so rechtzeitig unter Berücksiditigung des 
Sitzungsplanes des Bundestages vorzulegen, daß der Bun- 
destag die ihm nadi diesem Gesetz zustehenden Rechte ord- 
nungsgemäß wahrnehmen kann. 

2. Die Bundesregierung wird insbesondere ersucht, dringliche 
Zollvorlagen nach Artikel 3 des Gesetzes so vorzulegen, daß 
der Ablauf der dritten Woche der in Artikel 3 Abs. 2 be- 
stimmten Drei-Wochen-Frist in die 2. Hälfte einer Plenar- 
sitzungswoche fällt. 


Bonn, den 22. Juni 1959 


Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Bucker und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
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